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Zivilgesellschaftliche Stellungnahmen belegen: 
 

Keine politische Mehrheit  
für ein Sexkaufverbot in Deutschland! 

 
 
Deutschland hat seit Mai 2025 eine neue Bundesregierung. Weder in den Wahlprogrammen 
der jetzt regierenden Parteien CDU/CSU und SPD, noch in der von ihnen abgeschlossenen 
Koalitionsvereinbarung ist auf das „Nordische Modell“ der Kriminalisierung von 
Prostitutionskunden explizit Bezug genommen worden. Damit dürfte der seinerzeitige 
Vorstoß der CDU/CSU-Bundestagsfraktion von 2024 sich fürs erste erledigt haben. 
 
Keine der im Parlament vertretenen Parteien – weder die Regierungsparteien CDU/CSU und 
SPD noch die Oppositionsparteien Die Grünen, FDP oder AfD – fordert aktuell die 
Einführung des „Nordischen Modells“. Das Eintreten für ein „Sexkaufverbot“ bleibt jetzt das 
Steckenpferd einiger Versprengter in den politischen Parteien, sowie einiger 
unverbesserlicher und erfahrungsresistenter Menschen in kirchlichen Kreisen und 
abolitionistisch ausgerichteten Frauengruppen. 
 
Es sei daran erinnert, dass die Rede von einem „Sexkaufverbot“ sich mit Blick auf den 

seinerzeitigen Antrag der CDU/CSU-Bundestagsfraktion eine unzulässige Verharmlosung 

darstellt. Denn ausweislich der damaligen Drucksache 20/10384 handelte es sich um ein 

vierfaches Verbot, das den Hardlinern in der CDU/CSU vorschwebte. Es ging um  
 

● das Verbot der Nachfrage sexueller Dienstleistungen („Freierstrafbarkeit“) 

● das Verbot des Betriebs von Prostitutionsstätten (Bordelle, Laufhäuser, Wohnwagen etc.) 

● das Verbot der Vermietung von Wohnungen zum Zweck der Prostitutionsausübung; 

● das Verbot, aus der Prostitution einer anderen Person vorsätzlich einen eigenen Nutzen  

   zu ziehen. 
 

Das ist fürs Erste vom Tisch. Der Versuch der Kriminalisierung von Prostitutionskunden ist 
damit natürlich nicht gänzlich in der Versenkung verschwunden. Aber es gibt dafür in 
Deutschland, mindestens in den kommenden vier Jahren, keine politische Mehrheit.  
 
Das so genannte „Nordische Modell“ hat damit die ihm zugedachte Rolle als 
Schreckgespenst eingebüßt. Als Mittel zur Ablenkung von den eigentlichen 
Herausforderungen im Bereich der Prostitution hat dieses Modell zunächst mal ausgedient.  
 
Dazu beigetragen haben Stellungnahmen zahlreicher zivilgesellschaftlicher Organisationen, 
die sich dezidiert gegen die von der CDU/CSU beabsichtigte Übernahme des „Nordischen 
Modells“ ausgesprochen haben. Wir geben nachfolgend eine alphabetische Übersicht der 
Organisationen, die sich kritisch bzw. ablehnend gegenüber dem „Sexkaufverbot“ positioniert 
haben. 
 

ÜBERSICHT (Stand Ende Mai 2025): 
 

● Amnesty International Deutschland 
 

● Bundesfrauenrat der Gewerkschaft ver.di  
 

● Bundesverband der Ärztinnen und Ärzte des Öffentlichen Gesundheitsdienstes e.V. 
 

● Bündnis der Fachberatungsstellen für Sexarbeiterinnen und Sexarbeiter (bufaS) e. V. 
 

● Deutsche Aidshilfe 
 

● Deutsche STI-Gesellschaft (DSTIG) 
 

● Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband (Der Paritätische) 
 

● Deutscher Städtetag 
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● Deutscher Frauenrat 
 

● Deutscher Juristinnenbund 
 

● Deutsches Institut für Menschenrechte e.V. 
 

● Diakonie Deutschland - Evangelisches Werk für Diakonie und Entwicklung e.V. 
 

● Evangelische Frauenhilfe in Westfalen e.V. 
 

● GS:SG Gemeinnützige Stiftung Sexualität und Gesundheit 
 

● Gesellschaft für Sexarbeits- und Prostitutionsforschung e. V. 
 

● Gewerkschaft der Polizei  
 

● Interessensverbände und Organisationen im Bereich Prostitution 
 

● Katholische Frauengemeinschaft Deutschlands (kfd)  
 

● Lesben- und Schwulenverband Deutschlands (LSVD⁺ – Verband Queere Vielfalt) 
 

● Sozialdienst katholischer Frauen Gesamtverein e. V. 

 

Es folgen nun die NACHWEISE zu den Stellungnahmen im Einzelnen: 
  
 

● Amnesty International Deutschland 
 

 

MITGLIEDER: ca. 130.000 Mitglieder und Unterstützer in Deutschland 
 

DATUM:  September 2024 
 

STATEMENT: 
 

„Den Vorschlag zur Einführung des Nordischen Modells in Deutschland, dessen zentrales Merkmal die 

Kriminalisierung von Sexkauf darstellt, sieht Amnesty International aus menschenrechtlicher Perspektive 

äußerst kritisch… Amnesty International empfiehlt daher dringend, von der Einführung des 

„Nordischen Modells“ in Deutschland abzusehen 
 

QUELLE:  
https://www.amnesty.de/sites/default/files/2024-10/Amnesty-Stellungnahme-Menschenrechtliche-Perspektive-

Sexkauf-Kriminalisierung-September-2024.pdf 

 
 

● Bundesfrauenrat der Gewerkschaft ver.di  
 

 

MITGLIEDER: ca. 1,9 Mio. Mitglieder, darunter 972.000 weibliche Mitglieder 
 

DATUM:  März 2025 
 

STATEMENT: 
 

„Der ver.di-Bundesfrauenrat lehnt die Kriminalisierung von selbstbestimmter Sexarbeit ab und fordert verbesserte 

soziale Absicherung, arbeitsrechtliche Unterstützung und gesundheitliche Versorgung für Sexarbeitende. Ein 

Verbot des Sexkaufs würde genau das Gegenteil bewirken: Sexarbeit würde wieder in den Untergrund gedrängt, 

Stigmatisierung und Abhängigkeit würden verstärkt und die Risiken für Gewalt und Ausbeutung würden 

steigen….Ein Verbot des Sexkaufs – wie es in einigen Ländern unter dem sogenannten „Nordischen Modell“ 

umgesetzt wurde – würde die Situation für Sexarbeitende erheblich verschlechtern.“ 
 

QUELLE:  
https://frauen.verdi.de/themen/gute-arbeit-vereinbarkeit/++co++fb3b2042-03da-11f0-9b53-f9cf9707e2f4 

 
 

● Bundesverband der Ärztinnen und Ärzte des Öffentlichen  
   Gesundheitsdienstes e.V.  
 

 

MITGLIEDER: ca. 600 - 800 Ärzte und Ärztinnen 
 

DATUM:  September 2024 
 

STATEMENT: 
 

https://www.amnesty.de/sites/default/files/2024-10/Amnesty-Stellungnahme-Menschenrechtliche-Perspektive-Sexkauf-Kriminalisierung-September-2024.pdf
https://www.amnesty.de/sites/default/files/2024-10/Amnesty-Stellungnahme-Menschenrechtliche-Perspektive-Sexkauf-Kriminalisierung-September-2024.pdf
https://frauen.verdi.de/themen/gute-arbeit-vereinbarkeit/++co++fb3b2042-03da-11f0-9b53-f9cf9707e2f4
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„Qualitative und quantitative Studien zeigen die negativen gesundheitlichen Folgen einer 

Kriminalisierung von Sexarbeit (sowohl Angebot als auch Kauf) auf die (sexuelle) Gesundheit von 

Sexarbeitenden. Gesetzliche Maßnahmen müssen Risiken und Schäden für die Gesundheit minimieren und 

dürfen diese nicht gefährden…. Eine Kriminalisierung von Sexkauf macht eine Tätigkeit in der Sexarbeit 

wesentlich gefährlicher als zuvor. Menschenhandel wird hierdurch nicht eingedämmt, es werden, jedoch die 

Arbeitsbedingungen erschwert und Sexarbeitende sehen sich gezwungen, mehr Risiken für Sicherheit und 

Gesundheit einzugehen. Schutz und Selbstbestimmung der Sexarbeitenden entfallen.“  
 

QUELLE: https://www.bundestag.de/resource/blob/1020276/20-13-124gg.pdf 

 
 

● Bündnis der Fachberatungsstellen für Sexarbeiterinnen und Sexarbeiter  
   (bufaS) e. V.  
 

 

MITGLIEDER: 31 Mitgliedsorganisationen von freien und konfessionellen Trägern 

mit über 40 Beratungseinrichtungen für Sexarbeitende im gesamten Bundesgebiet 
 

DATUM:  September 2024 
 

STATEMENT: 
 

„Das Sexkaufverbot führt in keiner Weise zu den Erfolgen, die es propagiert. Die Befürworter*innen beschreiben 

die Sexarbeitenden zudem allesamt als Opfer und suchen nicht mit der Zielgruppe selbst nach Lösungen, 

sondern entscheiden über ihre Köpfe hinweg. Sexarbeitende werden entmündigt. Dies ist aus unserer Sicht kein 

gangbarer Weg in einer freien und demokratischen Gesellschaft.“ 
 

QUELLE: https://www.bundestag.de/resource/blob/1018532/20-13-123c.pdf 

 
 

● Deutsche Aidshilfe e.V. 
 

 

 

MITGLIEDER: Die Deutsche Aidshilfe (DAH) ist der Dachverband von rund 115 Organisationen und 

Einrichtungen in Deutschland. 
 

DATUM:  September 2024 
 

STATEMENT: 
 

„Ein Sexkaufverbot würde alle diese schädlichen Faktoren verstärken. Das Risiko von Gewalt würde steigen, 

finanzielle Not, Stigmatisierung und psychischer Druck würden zunehmen.Auch wenn Sexarbeiter*innen straffrei 

bleiben sollen, wäre ein Sexkaufverbot de facto eine Kriminalisierung von Sexarbeit und würde damit der 

Gesundheit von Menschen in der Prostitution entgegenwirken.“ 
 

QUELLE: https://www.bundestag.de/resource/blob/1017864/20-13-124o.pdf 

 
 

● Deutsche STI-Gesellschaft (DSTIG) 
 

 

MITGLIEDER: rund 272 Mitglieder  
 

DATUM: März 2025 
 

STATEMENT: 
 

„Anlässlich des Internationalen Tags der Rechte der Sexarbeiter:innen am 3. März bekräftigt die Deutsche STI-

Gesellschaft (DSTIG) ihre ablehnende Haltung zur Kriminalisierung von Sexarbeit…. Wie wissenschaftliche 

Arbeiten und praktische Erfahrungen zeigen, verstärken solche Verbote die gesundheitlichen und sozialen 

Risiken für Menschen in der Sexarbeit.Zudem stehen sie, so die DSTIG, in direktem Widerspruch zu den 

Grundwerten von Sexueller Gesundheit und Selbstbestimmung.“ 
 

QUELLE: https://www.dstig.de/wp-content/uploads/2025/03/Kriminalisierung_von_Sexarbeit.pdf 

 

 

 

 

 
 

https://www.bundestag.de/resource/blob/1020276/20-13-124gg.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/1018532/20-13-123c.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/1017864/20-13-124o.pdf
https://www.dstig.de/wp-content/uploads/2025/03/Kriminalisierung_von_Sexarbeit.pdf
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● Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband 
 

 

 

MITGLIEDER: Unter dem Dach des Gesamtverbands sind mehr als 10.000 Vereine, Organisationen, 

Einrichtungen und Initiativen versammelt. 
 

DATUM: April 2025 
 

STATEMENT: 
 

„Den Verband eint, dass er ein generelles Sexkaufverbot kritisch sieht und dass es den menschenrechtlichen 

Schutz von Sexarbeitenden/Prostituierten zu stärken gilt. Gleichermaßen sei an dieser Stelle aber auch darauf 

hingewiesen, dass es in den nachfolgend aufgezeigten Punkten vereinzelt auch Stimmen gibt, die die 

aufgezeigten Linien zwar bejahen, sich jedoch noch eine restriktivere Handhabung zum Schutz der 

Sexarbeitenden/Prostituierten wünschen.“  
 

QUELLE:  

https://www.der-

paritaetische.de/fileadmin/user_upload/250425_Positionierung_Sexarbeit_Paritaetischer.pdf 

 
 

● Deutscher Städtetag 
 

 

 

MITGLIEDER: Im Deutschen Städtetag haben sich rund 3.200 Städte und Gemeinden mit rund 53 

Millionen Einwohnern zusammengeschlossen.  
 

DATUM: September 2024 
 

STATEMENT: 
 

„Aus den geschilderten Gründen halten wir die Idee eines Sexkauf-Verbotes für kontraproduktiv… Wir befürchten 

bei einem Sexkauf-Verbot, das bewährte, vertrauliche Kontakte der Sexarbeitenden mit Hilfsstrukturen in den 

Städten dadurch gefährdet würden. Wir sprechen uns nicht generell gegen derartige neue Überlegungen aus und 

sind durchaus der Ansicht, dass hier keine Denkverbote aufgestellt werden sollen. Teilaspekte - etwa polizeiliche 

Ressoucen anpassen - erscheinen sinnvoll.“  
 

QUELLE: https://www.bundestag.de/resource/blob/1015990/20-13-123a.pdf 

 
 

● Deutscher Frauenrat  
 

 

 

MITGLIEDER: bundesweit 62 Mitgliedsverbände und -vereine. Dazu gehören konfessionelle 

Verbände, Berufsverbände sowie die Frauengruppen der demokratischen, politischen Parteien, der 

Gewerkschaften und des Deutschen Olympischen Sportbundes. 
 

DATUM: September 2024 
 

STATEMENT: 
 

„Der Deutsche Frauenrat sieht in der Forderung der CDU/CSU Fraktion nach einem Sexkaufverbot - d.h. 

einem Verbot der Prostitution verbunden mit einer Bestrafung der Freier - die Gefahr einer Kriminalisierung von 

Prostitution und von Prostituierten. Zu befürchten ist, dass Prostitution sich erneut in nicht kontrollierbare Räume 

verlagert und die betroffenen Frauen nicht nur kriminalisiert werden, sondern überdies schutzlos sowohl Freiern 

als auch Zuhältern ausgeliefert wären. Studien und Erfahrungsberichte zeigen: Eine Kriminalisierung von 

Sexarbeit schützt Prostituierte nicht vor Zwang, sondern führt zu mehr Gesundheitsrisiken, prekären 

Lebensverhältnissen und Gewalt. Daher fordert der DF, Prostitution nicht zu kriminalisieren und sich vielmehr 

dafür einzusetzen, Stigmatisierung, Diskriminierung und gesellschaftliche Marginalisierung von Sexarbeiter*innen 

entgegenzuwirken und die soziale und rechtliche Lage von Prostituierten zu verbessern.“  
 

QUELLE: https://www.bundestag.de/resource/blob/1019948/20-13-124cc.pdf 

 

 

 

 

 
 

● Deutscher Juristinnenbund  

https://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/250425_Positionierung_Sexarbeit_Paritaetischer.pdf
https://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/250425_Positionierung_Sexarbeit_Paritaetischer.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/1015990/20-13-123a.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/1019948/20-13-124cc.pdf
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MITGLIEDER: über 6.000 Mitgliedern aus unterschiedlichen Berufen  
 

DATUM: Februar 2025 
 

STATEMENT: 
 

„Der Deutsche Juristinnenbund e.V. (djb) spricht sich gegen Forderungen nach einem Sexkaufverbot aus. Eine 

pauschale Kriminalisierung des Sexkaufs im Sinne des sogenannten Nordischen Modells lehnt der djb aus 

rechtlichen wie tatsächlichen Gründen ab. Die selbstbestimmte Arbeit im Bereich sexueller Dienstleistungen 

gehört nicht in das Strafrecht. Eine Kriminalisierung des Sexkaufs suggeriert eine einfache und vor allem 

kostengünstige Lösung für komplexe Problemlagen und versperrt damit den Blick auf tatsächlich notwendige 

Maßnahmen, um die Situation von Sexarbeiter*innen zu verbessern.“ 
 

QUELLE: https://www.djb.de/presse/stellungnahmen/detail/st25-05 

 
 

● Deutsches Institut für Menschenrechte e.V. 
 

 

MITGLIEDER: -  
 

DATUM: Oktober 20219  
 

STATEMENT: 
 

„Oben aufgezeigte Studienergebnisse geben der Entscheidung Recht, auf ein Verbot zu verzichten. Sie sollten 

zumindest Anlass genug sein, so lange mit der Diskussion um einen Richtungswechsel abzuwarten, bis die 

Ergebnisse der gesetzlich vorgeschriebenen Evaluation des Prostituiertenschutzgesetzes vorliegen.“  
 

QUELLE:  

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/detail/prostitution-und-sexkaufverbot 

 
 

● Diakonie Deutschland  
   - Evangelisches Werk für Diakonie und Entwicklung e.V. 
 

 

 

MITGLIEDER: In 17 Diakonischen Werke arbeiten 627.349 hauptamtliche und weitere rund 700.000 

ehrenamtliche Mitarbeiter. 
 

DATUM: September 2024 
 

STATEMENT: 
 

Wäre der Sexkauf nach Einführung einer “Freierstrafbarkeit” verboten, würde dies erneut die rechtliche 

Durchsetzbarkeit von Forderungen der Prostituierten gegenüber ihren Freiern unmöglich machen. Denn der 

geschlossene Vertrag wäre gemäß § 134 BGB wiederum nichtig. Zivilrechtlich würden Anbieter:innen sexueller 

Dienstleistungen durch die Einführung einer “Freierstrafbarkeit” rechtlos gestellt.“ 
 

QUELLE: https://www.bundestag.de/resource/blob/1017244/20-13-124j.pdf 

 
 

● Evangelische Frauenhilfe in Westfalen e.V. 
 

 

 

MITGLIEDER: Die EFHiW verantwortet drei Beratungsstellen: Die Frauenberatungsstelle für 

Betroffene von Menschenhandel NADESCHDA und die Prostituiertenberatungsstelle THEODORA und 

die Prostituiertenberatungsstelle TAMAR.  
 

DATUM: September 2024 
 

STATEMENT: 
 

„Ein Sexkaufverbot sei nicht zielführend, sondern lediglich eine einfache Lösung für ein hochkomplexes 

Themenfeld, das den Realitäten der Sexarbeitenden nicht gerecht wird. Auf internationaler Ebene gibt es keinen 

Sexarbeits-Verbund, der die Einführung des nordischen Modells fordert. Diese setzen sich vielmehr für mehr 

Rechte und weniger Einschränkungen ein.“  
 

QUELLE: https://www.bundestag.de/resource/blob/1017388/20-13-124l.pdf 

 
 

https://www.djb.de/presse/stellungnahmen/detail/st25-05
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/detail/prostitution-und-sexkaufverbot
https://www.bundestag.de/resource/blob/1017244/20-13-124j.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/1017388/20-13-124l.pdf
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● GS:SG Gemeinnützige Stiftung Sexualität und Gesundheit 
 

 

MITGLIEDER: -. 
 

DATUM: Dezember 2023 
 

STATEMENT: 
 

„Wir sind zutiefst besorgt“, so die Sexualwissenschaftlerin Harriet Langanke, die den Vorstand der DSTIG berät. 

„Denn Initiativen auf nationaler und europäischer Ebene drängen darauf, Sexarbeit zu kriminalisieren. Sie 

orientieren sich an einer Regelung in Schweden, die dort seit 1999 das Inanspruchnehmen von sexuellen 

Dienstleistungen verbietet.“ Damit würden einvernehmliche sexuelle Dienstleistungen gesellschaftlich unsichtbar, 

was Missstände begünstige. „Eine Gesellschaft, die Sexarbeiter:innen grundsätzlich akzeptiert, kann Risiken viel 

wirksamer begegnen.“   
 

QUELLE: https://www.stiftung-gssg.org/themen-projekte/sexarbeit/standpunkte/ 

 
 

● Gesellschaft für Sexarbeits- und Prostitutionsforschung e. V. 
 

 

MITGLIEDER: -  
 

DATUM: September 2024 
 

STATEMENT: 
 

„Die Gesellschaft für Sexarbeits- und Prostitutionsforschung (GSPF) spricht sich ausdrücklich gegen diese im 

Antrag geforderten Kriminalisierungen und andere Verbote der Sexarbeit aus.“  
 

QUELLE: https://www.bundestag.de/resource/blob/1019018/20-13-124t.pdf 

 
 

● Gewerkschaft der Polizei  
 

 

 

MITGLIEDER: Die GdP hat rund 200.000 Mitglieder und ist die größte Polizeigewerkschaft der Welt. 
 

DATUM: September 2024 
 

STATEMENT: 
 

„Eine generelle Bestrafung von Freiern nach dem Nordischen Modell wird ebenfalls abgelehnt, da damit neben 

den Freiern gerade auch die Prostituierten der Gefahr der Kriminalisierung ausgesetzt werden. Prostitution würde 

in nicht kontrollierbare Räume verlagert, wo die betroffenen Frauen schutzlos sowohl Freiern als auch Zuhältern 

ausgesetzt werden. Damit ginge den Ermittlungsbehörden eine wichtige Gruppe von Zeug*innen im 

Strafverfahren verloren.“  
 

QUELLE: https://www.bundestag.de/resource/blob/1018534/20-13-123b.pdf 

 
 

● Interessensverbände & Organisationen im Bereich Prostitution: 
 

 

 

 

● Ban Ying e.V. 
 

DATUM: September 2024 
 

QUELLE: https://www.ban-ying.de/fileadmin/banying/Offener_Brief_Ban_Ying_e.V..pdf 

 

● Berufsverband erotische und sexuelle Dienstleistungen (BesD) e. V. 
 

DATUM: September 2024 
 

QUELLE: https://www.bundestag.de/resource/blob/1018924/20-13-123f.pdf 

 

● Bundesverband Sexuelle Dienstleistungen e. V. 
 

DATUM: September 2024 
 

QUELLE: https://www.bundestag.de/resource/blob/1019168/20-13-124y.pdf 

 

● Doña Carmen e.V. 

https://www.stiftung-gssg.org/themen-projekte/sexarbeit/standpunkte/
https://www.bundestag.de/resource/blob/1019018/20-13-124t.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/1018534/20-13-123b.pdf
https://www.ban-ying.de/fileadmin/banying/Offener_Brief_Ban_Ying_e.V..pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/1018924/20-13-123f.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/1019168/20-13-124y.pdf
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DATUM: September 2024 
 

QUELLE: https://www.bundestag.de/resource/blob/1016960/20-13-124h.pdf 

 

● Dortmunder Mitternachtsmission e. V. 
 

DATUM: September 2024 
 

QUELLE: https://www.bundestag.de/resource/blob/1018926/20-13-123e.pdf 

 

● Kassandra e. V. 
 

DATUM: September 2024 
 

QUELLE: https://www.bundestag.de/resource/blob/1019166/20-13-124z.pdf 

 

● Projekt Marischa Münster 
 

DATUM: September 2024 
 

QUELLE: https://www.bundestag.de/resource/blob/1019176/20-13-124x.pdf 

 

● Tauwetter e.V. - Bündnis von Fachberatungsstellen gegen sexualisierte Gewalt  
 

DATUM: September 2024 
 

QUELLE: 

https://www.tauwetter.de/images/phocadownload/pdf/2024/2024%2004%20Pressemitteilung%20Sexa

rbeit%20Fachberatungsstellen.pdf 

 

● TRANS*SEXWORKS 
 

DATUM: September 2024 
 

QUELLE: https://www.bundestag.de/resource/blob/1017866/20-13-124n.pdf 

 

● Verband deutscher Laufhäuser e.V. 
 

DATUM: September 2024 
 

QUELLE: https://www.bundestag.de/resource/blob/1018564/20-13-124p.pdf 

 
 

● Katholische Frauengemeinschaft Deutschlands (kfd)  
 

 

MITGLIEDER: Die kfd ist mit rund 265.000 Mitgliedern der größte katholische Frauenverband 

Deutschlands. 
 

DATUM: Juni 2023 
 

STATEMENT: 
 

„Die Katholische Frauengemeinschaft Deutschlands (kfd) hat sich in einem Positionspapier für ein 

Selbstbestimmungsrecht von Frauen in der Sexarbeit ausgesprochen. Mit dem Papier „Nein zu Gewalt – Ja zu 

Selbstbestimmung“ solle erreicht werden, dass "niemand aufgrund einer Tätigkeit im Bereich von Sexarbeit und 

Prostitution oder einer damit verbundenen Lebensgeschichte ausgeschlossen oder diskriminiert werden darf", 

heißt es in einer Pressemitteilung…“ 
 

QUELLE:  

https://katholisch.de/artikel/45477-kfd-positionspapier-sexarbeit-ja-erzwungene-prostitution-nein 

 

 

 

 

 
 

● Lesben- und Schwulenverband Deutschlands  

https://www.bundestag.de/resource/blob/1016960/20-13-124h.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/1018926/20-13-123e.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/1019166/20-13-124z.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/1019176/20-13-124x.pdf
https://www.tauwetter.de/images/phocadownload/pdf/2024/2024%2004%20Pressemitteilung%20Sexarbeit%20Fachberatungsstellen.pdf
https://www.tauwetter.de/images/phocadownload/pdf/2024/2024%2004%20Pressemitteilung%20Sexarbeit%20Fachberatungsstellen.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/1017866/20-13-124n.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/1018564/20-13-124p.pdf
https://katholisch.de/artikel/45477-kfd-positionspapier-sexarbeit-ja-erzwungene-prostitution-nein
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   (LSVD⁺– Verband Queere Vielfalt)  
 

 

 

MITGLIEDER: Der LSVD hat über 4.400 Einzelmitglieder und 100 Mitgliedsorganisationen. 
 

DATUM: September 2024 
 

STATEMENT: 
 

„Der LSVD⁺ lehnt eine weitere Entwicklung Richtung Kriminalisierung, wie im CDU/CSU-Antrag gefordert, ab. 

Zudem sollte die sehr umfangreiche Evaluation des ProstSchG7, welche derzeit stattfindet, abgewartet werden.“  
 

QUELLE: https://www.bundestag.de/resource/blob/1018562/20-13-124q.pdf 

 
 

● Sozialdienst katholischer Frauen Gesamtverein e. V. 
 

 

MITGLIEDER: Der SkF hat 157 Ortsvereine und 11 Außenstellen mit 9.000 ordentlichen und 

fördernden Mitgliedern, 4.400 ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen ohne Mitgliedschaft und 5.000 

beruflichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern.  
 

DATUM: September 2024 
 

STATEMENT: 
 

„Auf der Grundlage der Fachexpertise aus der Beratungstätigkeit unterstützt der SkF Gesamtverein e.V. den 

Antrag der CDU/CSU auf Einführung des sogenannten „Nordischen Modells“ nicht.“  
 

QUELLE: https://www.bundestag.de/resource/blob/1019014/20-13-124v.pdf 

 

 

https://www.bundestag.de/resource/blob/1018562/20-13-124q.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/1019014/20-13-124v.pdf

